
Gemeindeverwaltung
Probsteierhagen

Kreis Plön
/X) -

Geschäftsordnung

der Gerneindeordnu^ng^Go/Tür^Sch'leswiQ1,Hol* f^r'1^9en llat auf3runcl des § 34 Abs 2
am 28.September 1993 die folgende Geschäftsordnung Molsens'^ 02-Apr11 19®0

!• Abschnitt
Vorsitzende/r und Fraktionen

Vorsitzende/r der Gemeindevertretung

ihre SRecht^^ d1e SHzun9en der Gemeindever-
au0srders";/i" den .Sit2Un9e" handhabt lYe/er^'e OrdHrnn6" HUn^ihre A^eiten «

+ repräsentiert die Gemeinde bPi ftffn„+i • u 9 ^ uber das Hausrecht
sitrende h« d,«„ M„bm	XÄVh'SÄr-	"""

§ 2
Fraktionen

ßürgermeiSterinTnverzüg^'c^schn'ftlich^^n^uzeigen. ':ra'<(*^onen sind dem/der

II. Abschnitt
Tagesordnung und Teilnahme

§ 3
Tagesordnung

(§ 34 GO)
'¦	ein. Die

|^luß9gXdrnsoISitUldiresde,enMShtedh|rdGM	hinreichend Auf-

werden/sind"dTe«VTlTdXSii?rnf'e ^Tmtändla7o?^96 beraten bzW- beschlossen
beizufügen.	wurTe vo1 ständig oder auszugsweise der Einladunatladung
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£

Verlangen der AnfLnct^^ 9 ^b9eset2t werden D^r rfni ^ 6emeindevertreter
behandeln Antra9ste^r m der folgenden* SiuJT^Un^mkt ist ^" Gemeindevertretung

:f'Szäs- - —8 -
f.,g. lst. ¦ »«¦« -..s n.c», kere11s jrS ffs^szisd1^

T- Die örtliche Presse ist n
«»"5	.1'« «fen,».,» Sitz„„g6„ d8r Ge-leI<derertre_

«eiinanme

* 0er/die Gemeindeverfrpt«»,/•

, r if®
3. jjjjf''f
4' Wer nach § 22 GO /r^ l	'

^i^^Vg&asrsg ¦a-y'"'. C to
leiten vn»»^|f-plrTrn 9 9 Den werden, ihro Aiiffri--iii,~i—- .^senden Gempin^awnr

6 rr' s™"''

, «ßä'S&rsSJ^gsÄ ftfÄ
&SS^S?£a«LiÄS'Ä

-f?
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III. Abschnitt
Öffentlichkeit der Sitzungen

§ 5
Öffentlichkeit der Sitzungen-Ausschluß der Öffentlichkeit

und Filmaufnahmen zum^lnZwTcketrder9öff,enntMchen^V2V-'h öffentlich- Tonband-
^ lhreS InhaltS s1"d «"»»

in fo7gennVenChFan\n1Sangem^	fes § 35 G0 (Öffentlichkeit)
sonderen Beschlusses derS\nndÄXStedarf?6 " h1er2u ei'n«"e

^ sich^uf aeinzefnehDienstkräfteabeziehen9eSte^'ten Und ^it sie

heimnis) undun9 und Niede^schlagung von Abgaben und Entgelten (Steuerge-

c'	v"e"hipftS,«n ClifSKSyjHnysWÄ?*

31 SmunfS^üb^5^1"5^ Sind ln öffentlichen

Wohls oder berechtigte Interessen einzelner' e^gegensÄ? deS Öffentl 1che'1

IV. Abschnitt
Einwohnerfragestunde

§ 6
Einwohnerfragestunde

(§ 16 c GO)
^	lnäefenShjahr VOl,endet habe". können

schaft stellen und vkch&Ä^Ä^	örtlichen'GeÄ

Sird^T"^0^	',,iiSSen Und Sachl1ch sei'n eine

und keine WerCtunngUrenthanennen Dll/der3"?1 von ^l'^einem Interesse beziehen
Beantwortung ihrer/seiner Frage bis zu 2 7Ä11er/l'n ist ^echtigt nach
fragen müssen in unmittelbarem 7r.c^m u Zusa^z^r3gen zu stellen. Die Zus^t?-
qni ira9esord,nün9spun^ten( die in nicht'™ öffentV' B®?ntwort"ng stehen,
sollen, sind Fragen unzulässig.	ntlicher Sitzung behandelt werden

Vertreter oder dem/der ßl^g^	seinem/ihrem
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das Wort zu entz^	einer/einem Fragesteller/in
Voraussetzungen des Abs. 2 nicht erfüllt sind? 396 zurückzuwei'sen. wenn

tung durch Be^ch^ußl^ Uber dle Zu,assi9keit einer Frage die Gemeindevertre-

den Sitzung de9r GemeindevertrotSng^u^eantwSrtell!1 Spätestens bis w folgen-

nung^der^emefndeVe^r^etung6statt.':'e('er Sitzun9	Eintritt in die Tagesord-

schluß der "Gerne indevertre tung' umhö^Üi""^)

Gemeinde .l^ndHchn,in^eine^elnfchtöflfe^tI''fcilee^^',' "H™ 'iede/r Bür9e''/'<> der
..rbnln,,». „„

V. Abschnitt
Beratung und Beschlussfassung

Fragerecht des/der Gemeindevertreters/in

11 ÄIF"
2. Die Anfragen müssen kurz nefafit	h,- -t i •

tungen enthalten und sollen spätestens /JL'T t 1ne Feststel^ngen oder Wer-
sitzenden schriftlich vorliegen Die Vnri?„o/®9! ^ der Sl'tzun9 be™ Vor¬
keitsfrage unterschritten werden es «,• h ^ 1)61 ei'ner Oringlich-

Zahl ^G^indeverÄ/in^ders^Hcht. e1n D^1tte, ^ 9^t2-
3' SjgTTfr,;™	tv?,"",8:";,"""' ™»s-

mlttllh9 der7Fra9estunde nicht gefährdet ist ZusatCf die 0^c!nun9s9emäße Ab-Ittel baren Zusammenhang mit der Hauptfrage stehen^ linTunzulLsig^1"6"1 Un-

statt^enn3«6 1 /s'' de^ gestehen Zah^"? 1nel? ak^ellen Interesse findet
schränk?. 0n «
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gefaßt werden.tUnde l<0nnen Weder Antrage zur Sache gestellt noch Beschlüsse

den. " ra9en mSSe" ln der nächstfolgenden Sitzung mündlich beantwortet wer-

§ 8
Eingaben

^ Mch'au^X^wShraehS^lner3	8edenke'' «"d Beschwerden die

emer E.ngabe an die GeJindev^tr^	beziehen, "jn

-«- su„,

nächst^elnem7Ausschuß9überweisen	n"^ entschei'den oder sie Zu¬
dar Beratung „Ht eine. Antrag der Ge^indeve^^Vw^r^legen AbSCh'Uß

6' unterrichten61" ^	^ «„ der Verwaltung über das Veranlage zu

Unterrichtungspflicht des Bürgermeisters

der Aufsicht1Verwaitungsentseche?dertretUn9 ausreichend
FiL n f •Suehorde zu unterrichten. Itun9sentscheidungen und Anordnungen

heit bereTtl" ^"einlm ATsTclß^dir^eleiL6^^1 ich' Wenn die Angelegen-
hph"U!l9SI!-ederschrift aufgenommen worden ist *rtre?:u.n9 behandelt und in die
behorde d,e Unterrichtung9der fieÄÄS lu'idÄiiÄS5^15"

2. Als wichtige Angelegenheiten gelten insbesondere:

meindevertretun^Tnd^der1 Ausschüsse ^ AusfUhrun9 der Beschlüsse der Ge-

richtungM0der9Gemebi?ndeWeSent;,1Che Veränderungen in den öffentlichen Ein-

' Gerneinde'auf ^^ETnTalmen^und^usgabens'efte'3'12" Und Wirtschaft3plan der

d) wesentliche Änderungen in der Personalwirtschaft
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9) Weisung der Fachaufsichtsbehörden

h) Prüfungs- und Ordnungsberichte

3. Die Unterrichtung soll in n

Ge"

b^^nt'ugetf1'6 ^^^^-ter/ln^/ie'1

§ 10
Anträge/Vorlagen
(§ 34 Abs. 4 GO)~« t uuy

Gerneindevertreter gestemVeTn"^" ^ Frakt>°™ ""d von jedem ein2e]nen

ßeratung%9e%ndsteänSdLCbea2l|IheEnr,1edl'9Un9 der fn der Tagesordnung enthaltenen
b)	Antrage zur Ergänzung oder Änderung der Tagesordnung

c)	Antrage »Zur -Geschäftsordnung»
3- ES ^ - «^r Anträge und Vorigen abgest.« werden,

-:rr:rr^
4 AnträT3"* an9en0mmen ^	d-

pSbfdii;SEHf'""dn,™n 0ÄrÄ«errtftl.S}nd be1 dem/d-
zufügen. ^,arer

nicht noch" e1n"äfSen^rcSrSde9nebraChten Antra9 k-n <" derselben Sitzung

(€
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Besch"ußaauÄSnDVsttte1iSn sokher^ntraa^Pr3'? die Gemeinc,evertretung einen
darf er während der auf die Ablehmmn fni	abgelehnt worden so
werden, es sei denn, daB s?cif nach	!«" * MOnate nicht erneuer?
lieh neue Gesichtspunkte ergeben haben oder'T	"^Vertretung wesent-
enden oder dem/der Bürgermeister/in vorgeschlagen wird"9 ^ den,/der Vorsit-

Begründung der Anträge und Berichterstattung zu den Vorlagen

n^£H^,nhatÄ
2. Die Beratung beginnt

AntragVteVfer/T," Anträ9en nit ^ Begründung des Antrages durch den/die

b) tbee;s/8rnS.Ch,UßVOrla9en d,-h *»¦ Bericht des/der zustandigen Berichterstat¬

tung dem/der ArscrßvorlfÄ^S debI/dlr%dürgeArL9?sLr/eLßeriChterStat-

und	dl^^h^'Rücksich^auf87^trepUn® die Auffassun9

erzielt1 ^rde"5^1^"Ansicht ^ ' n i^e^""schuß'keine
deutlich zu machen.	' 16 Ans,chten der Mehrheit und der Minderheit

Schluß'deVlje^tun^da^^tort^erlanaen^D':ö/nHn?n sowohl ^ Beginn wie nach
Recht, jederzeit das Wort zu ergre fen'	^terstatter/in^ htt das
im Laufe der Beratung an der Aussnrarhi k + Berichterstatter/in sich
politische Auffassung vertreten, genfeßt er kline sSnderstenung! persön1l'che

Anträge und Vorlagen mil finanziellen Auswirkungen
11	zeuTeSfnChenzU1e- Vh0r9'esehene Einnahme'1

schlag aufweisen.	u sein' zugleich einen Deckungsvor-

-8-
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Oer Finanzausschuß

•) Prüf«	^	^

b) berat über die Deckungsmöglichkeiten und

O -«.Weh«,,, ™,c»e ,u„,rtui,3,n stch	llnfti>e Hausiiltsjiiir(!

§ 13
Sitzungsablauf

(§ 34 Abs. 2 GO)

SJÄK,"" «-i"*»«™.»,, ,M s™„i!äl„icl, fn f0,Jell<ler ls)lienfi)iB

" SS::? ^	^
..	1MillIca.1	;nj

C) Mitteilungen des Vorsitzenden,

d)	Öffentliche Fragestunde,

e)	Berichte der Ausschüsse,

) vorher'schriftfich"mftzut^eTle'n0''!st0,^eVertreter' deren Inhalt «•em Vorsitzenden

g) Abwicklung der Tagesordnung,

hlVerlesung und Genehmigung der Sitzungsniederschrift,	. *

1) Schließung der Sitzung durch den Vorsitzenden.

§ 14
Unterbrechung, Vertagung

der Vorsitzende'die"Aussprache fü^geschlossen?^ ni'emand ZU V'0rt' so erklärt

2' Auf7Antrag'^oTV/^der"anwes 'j6 S^Un9 "Verbrechen.

s« unterbrechen. Oie Unterbrec^g	KaKi0Unterd8Ä:e

-9-
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3.	Die Gemeindevertretung kann

übertrlgen""9 Entscheidun9 über Tagesordnungspunkte einem Ausschuß

-	die Beratung über einzelne Punkte der Tagesordnung vertagen oder

-	Tagesordnungspunkte durch eine Entscheidung in der Sache abschließen.

4.	Über entsprechende Anträge ist sofort abzustimmen

mit Sti«nnmeh^heeirbeDschtLessedrweardeen?nden Geme1ndevertreter unterstützt und

5' t^^n^ntTv^r.9611' ^ ^ Absti<"'n9 dem Verweisungs-, dieser dem Ver-

Beratungsgegenstan^abzustAminenfn' 1St die AussPrache beendet und über den

§ 15
Wortmeldung und Worterteilung

1. Kein Mitglied der Gemeindevertretuna riarf in c*+
sprechen, wenn th. der/die »orsitiend. „fehl d.s »e?i SS™t E.

^	«"d^Sachverständige, d,.

Handzeichen zu Wort zu melden.	dem/der Burgermeister/in durch

der VtortniTldung^^Er/si^hat^das3^^? 1n Re9e!,nach der Reihenfolge
wenn die sachgemäße Erledigunq und dip	R®lf,enfol9e abzuweichen,
sowie die Rücksicht auf die einzelnen Frlktfn 90 G.estaltun9 der Beratung
nahelegt.	einzelnen Frakt^nen eine andere Reihenfolge

4. Das Wort wird nicht erteilt

a)	solange ein anderer Redner das Wort hat,

b)	wenn sich die Vertretung in der Abstimmung befindet,

Übergang zu^Ta^ewd^	der „^tung oder auf
tretung festgestellt worden ist.	Beschlußunfähigkeit der Ver-

-10-
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kein Sprecher unter^	erteilen, es darf aber dadurch
nur auf die anstehende oder unmittelbar 7.,»^ hzur ,Geschaftsordnung darf sich
die Tagesordnung beziehen. Die Sorechzpit h fr- fn? ^n9e^e9enheit oder auf
Wahrend der Beschlußfassung darf das Wort /agt- hochstens fünf Minuten,
ragestellung verlangt und erteilt werden. r Geschäftsordnung nur wegen der

unterbrechentzen<'e darf Wahrnehmung seiner Befugnisse eine/n Sprecher/in

tung^das^Vort^zu^i^ner^ersön^f/chen5BeeC'1k' unmi'ttelbar "ach Schluß der Bera
eitpunkt ist eine persönliche Bemerkung^icT^ehTzu^igf" " Späteren

9. Oer/die Gemeindevertreter/in k« •

»1»/ih~ÄonSOÄ7,e„n^

sVs7^t?n]:Che	"loht sta11haftU.n[lie3Redz'eit1 beträgt''höch"

7 . L	§ 16
Zwischenfragen und Zwischenrufe

Solange ein/e Redner/in das Wort h^t	/ ¦
dern der Genieindevertretuno nicht n'nt k er/sie von den anwesenden Mitolie

2' Ä."Sr" =!",":Si »«"»s4%SSnRÄ

§ 17
Sach- und Ordnungsruf—.. w,,u uiunungsrut

'' SWSÄ ÄST"-- «• -
'Äi?; .HÄ,r,'Ä,?ra^lvr''' >«««...»

rufen. Der Ordnungsruf und der Anlin h- "cnnung des Namens zur Ordnuna
Rednern nicht behandelt werden aß hlerZU dürfen von den nachfolgenden

lieh begründeten9Einspruch Erheben 8eDterr0frne innPrhalb zwe1 Wochen schrift-

sprache. SU«">« » »tzen. Die Ge-inÄS^n? e^cM"SÜÄ?

-11-
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§ 18
Wortentziehung

Ordnung gerufen ^nd betli^	s?che oder dreimal zur

Gegenstand nicht wieder erteilen.	in ^erse^en Aussprache zum selben

Tagesordnung.16111"19 91 lt JeWeils nur fUr die Aussprache zum gleichen Punkt der

§ 19
Ausschluß eines/einer Gemeindevertreters/in

das^Ges ntaCh ri™ IT®11 ^ ö^nung^ruf'rwegennqrober Uni" h" h®'" h Geme 1 ndevertre-
das Gesetz oder d,e Geschäftsordnung vornders1^nUS9Ä??ee8renV?rstoß ^

Sitzuder hS 1 tz.un9 ausgeschlos^en^To1 "kann ""er6ihn/sf'n®/n Gem®1 nd<rvertreter/in
zung bereits nach einmal Äo^dnung^u^	folgenden"

Einspruchs	^. schrift 1 ich begründeten
naChSten Sl'tz-9 - set2en9fÄ ke^eElaXUhC^:ntdeaUSir^uengT?9e50rdnUn9

Verweisung eines/einer Zuhlrers/in aus dem Sitzungsraum

gung äußern5,''ordnung3und^^nstTn'd ''verlet*2 Ve?'arnun9 Beif;l11 «der Mißbilli-
beeinflussen, aus de9m Sitzungsra", verweisen. ^ versuchen. die Beratung zu

LTlr^H11^^9^	könnenRuh.estörun9 od^
Zutritt zu den Sitzungen ausgeschlossen werden!	unbestimmte Zeit vom

§ 21
Ablauf der Abstintnung1 • teÄÄXo!;rÄrr ,;^ni-» ¦

a dem Antrag zustimmen	Zahl der Stlmmen fest. die
\ .nL^n^ra9 ablehnen oder

c; sich der Stimme enthalten.

werden'.35 Abst,mmun9sergebnis angezweifelt, so muß die Abstimmung wiederholt

g] ieder dep1 GL^ndeUrtretung"«1"	Drittel der anwesenden Mit-
namentl iche Abstimmung erfolgt nach Aufruf de? Name^^Stlran'un8 beantragt. Die
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3. A., ,.M,wn „r der #lsl)<iiiins ^ ^ ^

fi wirH ../yu.^		 i	"lyer tinnanmen bewirkt

§ 22
Sonderregelung für Wahlen

''	oder aufgrund eines Gesetzes durch

2- Ät^' Wenn "'¦—d widerspricht, durch Handzeichen, sonst durch

' :T£srsiSTs?:*jsa -SÄ

4' StlÄteVT/nd^1 faneti!86 ^ äu8erlich Reiche Zettel zu verwenden. Die

5'	Ksüf^f^a £

'' °6^"",	««¦< «>• Er»,« der ,„h,

-13-
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VI. Abschnitt
Sitzungsniederschrift

§ 23
Protokollführer/in

soweit6 erforderHch, ^inl/n ^Telliertre^in61^" Pr^oko1'«hrer/in und
nicht durch das Amt wahrgenommen wird	' rn dle Protokollführung

Bürgermeister/in Vn'hder'/s\"tzfuTg\Yetitduneg.NlederSChrift Und untePstützt den/die

i

i
§ 24

Inhalt der Sitzungsniederschrift

1. Die Sitzungsniederschrift muß enthalten:

a) Ort, Tag, Beginn und Ende der Sitzung

c) Kaie," tVSÄn"^
ständigen und Gäste,	Kreter/innen, der geladenen Sachver-

« SS;:!):;» £ Kssssig;;,"-
,1 3Se;:SrdtntEr'~"nSS"rt»'
'' S S;Ld=;e;ns:s.:;„"rn d'r	««B,sch,„sse

i sonstige wesentliche Inhalte der Sitzuna
kl Wa i U-nd Wl'ederherstellung der Öffentlichkeit
k) Namen der im Hinbiirk Auf s 99 ro /a ,1] !! 1 »

Mitglieder,	(Ausschileßungsgründe) nicht anwesenden

1) zeitweilige An- und Abwesenheit von Sitzungsteilnehmern.

2- Ärf^^totll^n1^' Öffent,ich^ Sitzung behandelt wurden, sind

VII. Abschnitt
Ausschüsse

§ 25
Aufgaben der Ausschüsse

reitung ihrer Besch 1 ü^s^und^zur ^rwaS^^r'"!^^^ d1e 518 2Ur Vorbe"

' tre?un9en(FachL^sUcMsAsUef)9,altnlmmt die"/auSsifzunr5'11"556 der Genleindever-

-14-
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zur Überwachung4 derUnßesct|niußführunaa^mn^ ei|«neSt '3est'mmi-en Gegenstandes bzw
Schüsse einsetzen, sie hören^ auT zu\;mstehen ^ oh	Sondere Aus!
Aufgabe erledigt haben.	estehen, sobald sie die ihnen gestellte

4' pi	»srÄÄrchT!!s 9ehö-n'

den, wenn hierzu eine Empfehlung des Fachausschusses wl^t	" Wer"

meindevertretog" bzw^vora' vmwTSsTeZUn ^ VOn Ihnen von der Ge-
und Aufträgen eine Empfehlung zu beschließen Sip f1™ ube,rwi'esenen Vorlagen
andere Fragen aus ihrem Aufnahenn!h^+ t 1 l<onnen darüber hinaus iede
an mehrere Ausschüsse überwiesen so ist pfn an' ,!fr0deJ V,Lr1a®en «"d Antrlge
als federführend zu bestimmen. '	Ausschuß durch den Bürgermeister

zur eigenverantwo7u^"c9henaTrled?gtbnegn übertragen^ so® ^ ^jf indeve>"tretung
gegensteht. Es soll sirh riAhoi UDertragenf soweit nicht § 28 GO ent¬
Angelegenheiten geringer Bedeutung handeln* ^ "bestimte Entscheidungen" in

!"sarz'iÄ:,r,tmi i"""	JeJ,rz«tl „(ea„

'•	ässtäsk

§ 26
Ausschußvorsitzende/r

Ausschußs1?zuCngenTOrSltZenden oblle9t dl'e Vorbereitung und die Leitung der

Der/die VorsitzenddeensteLthrnach07orhe%e" ^rat^1 lv^tr.etern einberufen.
Tagungsort, Tagungszeit und Tagesordnunn fest ner/l?- "'y l?n, Btir9ermeister-Angelegenheit auf die Tagesordnung setzen wpn„ /dile ^."'^ende muß eine

oder ein Drittel der Hitolieder rW a,? ' ^ es der/die Burgermeister/in
innerhalb von zwei Höchen nach Fi™ HAUSS,C,lUSSe s^iftlich verlangt. Ist
sitzenden^ eine Sitzung vorgesehen so br^rhr*9'85 beim/bei der Ausschußvor-
Sitzung nicht einberufen zu werden.'	in Regel eine besondere

isch, wahrt'd^e"Ordnung2unübr^ H^srech^aus'!'196'1 9ereCht Und unPartei-

fördern und^dafürTu' sorgtn, hdaßdcler "uVsthu'ß d 8 Y®" dhes Aüsschusses zu
bzw. nach dem Ubertragunqsbeschluß rf«- Pom^ f 1m nach der Hauptsatzung
gaben erfüllt. Dies schließt rfi-I iin? Gemeindevertretung obliegenden Auf-
wohner Uber Entscheidungen des Aussrhu^^o¦"n9 der Einwobnerinnen und Ein-

-15-
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r , ,,	§ 27
Geschäftsordnung der Ausschüsse

schüsse: haftsordnun9 gilt mit folgenden Abweichungen auch für die Aus-

scklLsiL^nde^^'ei^ei^hen^rd'tn'6^-" H
Tagesordnung der nächsten Ausschußsitzung	*"* dl'e

2- Die Ladungsfrist beträgt 7 Taae Sip	• u
unterschritten „erden, es sei denn daß efn nH?ti}ie!!irUndeten Ausnah^fällen
der Ausschußmitglieder widerspricht!	Drittel der satzungsmäßigen Zahl

niedeÄtn ztgrestUeSlTth.USSe S0Wle den Gemeindevertretern werden Sitzungs-
eS(i^-C	/	y

Aushangkasten^wenn termin^ich'mögl ich^durc^da^Bekanntmachungsbl'att''' 1C''en
5- 0,6 Ausschüsse leiten ihre Vorlagen den,/der ßürger.eister/in zu.

den, Aussc^u^Bvo^itzenden'bzw. SeStef vorHe^n".0" der näChSten S1tZUn9

VIII. Abschnitt
Mittellungspflicht

§ 28
Hitteilungspflicht

(§ 32 ABs.4 GO)

germ^isteV/f^innerh^lT^nes Monats9nach dir ^ss^üsse teilen dem/der ßür-
Beruf some weitere vergütete oder phrpn^mfi^ t, ?S renden Satzung ihren

die ^^«ng ihres L'datslo"

Gewerbeausübu^ge^1	TäJi9keiten. selbständige
ist der Schwerpunkt der Tätfakeit	melrren be™flichen Tätigkeiten
keiten sind insbesondere Tätigkeiten als	te*e ehrenamtliche Tätig-

des Mandats von^edeutung^ei^kann1" Intscheid1'1^'7^-^61'' fUr dl'e A"s"bung i
Vertretung in eigener VeJanÄS'n^	Heinde?-'

-16-
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nähme des Mandats mitzuteilen sind. n9aben innerhalb eines Monats nach An-

Gem^inLv^eTu^rbÄ d1e An9aben in einer öffentlichen Sitzung der

IX. Abschnitt
Schlußvorschriften

§ 29§ 29
Abweichung von der Geschäftsordnung

deräGem0,:driUn9	^"Luw^LeV^tte'l'n Adbwei'chun9en ^ der Ge-
der Gemeindevertretung beschließen. Dritteln der anwesenden Mitglieder

ai	§ 30
Auslegung der Geschäftsordnung i,„ Einzelfall

§ 31
Arbeitsunterlagen

1. Jedem/r Gemeindevertreter/in isf n^h
dieser Geschäftsordnung' und eine aültinpT^ Elnführun9 eine Ausfertigung
vom/von der Vorsitzenden auszuhändigen 9 Satz«n9"ammlung auf Anforderung

§ 32
Inkrafttreten

außer^Kraft!"	Gleich-

Probsteierhagen, den 28.September 1993


